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Artikel 11)

Hessisches Ausführungsgesetz 
zum Bundesmeldegesetz (BMGAG)

§ 1

Meldebehörden

(1) Die Aufgaben nach dem Bundes-
meldegesetz vom 3. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1084), geändert durch Gesetz vom 
20. November 2014 (BGBl. I S. 1738), wer-
den den Gemeinden zur Erfüllung nach
Weisung übertragen. Die Aufsichtsbehör-
den können allgemeine Weisungen ertei-
len. Im Einzelfall dürfen den Gemeinden
Weisungen nur erteilt werden, wenn sie
das Recht verletzen oder allgemeine Wei-
sungen nicht befolgen.

(2) Im Rahmen der kommunalen Zu-
sammenarbeit nach dem Gesetz über
kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 
16. Dezember 1969 (GVBl. I S. 307), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622), in der jeweils
geltenden Fassung, gilt ein wechselseiti-

ger Zugriff der beteiligten Kommunen auf
die Daten ihrer Melderegister als Zugriff
auf eigene Dateien. Dabei muss für die
Betroffenen und Beteiligten erkennbar
bleiben, wann, zu welchem Zweck und
von wem auf welche Daten zugegriffen
wurde. Die §§ 9 und 10 des Bundesmel-
degesetzes bleiben unberührt.

§ 2

Datenübermittlung an die öffentliche
Stelle für das automatisierte 

Abrufverfahren nach § 39 Abs. 3 des 
Bundesmeldegesetzes

Die Meldebehörden übermitteln der
öffentlichen Stelle für das automatisierte
Abrufverfahren nach § 39 Abs. 3 des Bun-
desmeldegesetzes die in § 34 Abs. 1 und 3
des Bundesmeldegesetzes genannten Da-
ten, um jederzeit automatisierte Abrufe
dieser Daten durch die nach § 34 Abs. 4
Satz 1 des Bundesmeldegesetzes berech-
tigten Behörden sowie regelmäßige Da-
tenübermittlungen an andere öffentliche
Stellen nach § 36 des Bundesmeldegeset-
zes zu ermöglichen. Satz 1 und § 34 
Abs. 4 Satz 2 und 3 des Bundesmeldege-
setzes gelten entsprechend für automati-
sierte Abrufe der in § 34 Abs. 1 des Bun-
desmeldegesetzes genannten Daten
durch Gerichte, soweit sie nicht Aufgaben
der Strafverfolgung, Strafvollstreckung
oder des Justizvollzugs wahrnehmen. Die
nach Satz 1 und 2 zu übermittelnden Da-
ten sind täglich oder, wenn hierzu kein
Anlass besteht, aus konkretem Anlass zu
aktualisieren.

§ 3

Datenübermittlung an 
öffentlich-rechtliche

Religionsgesellschaften

(1) Die Feststellung nach § 42 Abs. 5
Satz 2 des Bundesmeldegesetzes trifft das
für das Meldewesen zuständige Ministeri-
um im Einvernehmen mit dem für die Re-
gelung der Rechtsbeziehungen zwischen
Staat und Kirchen, Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften zuständigen
Ministerium nach Anhörung des Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten.

(2) Die Datenübermittlung zwischen
der Meldebehörde und der öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft erfolgt
unter Verwendung der Satzbeschreibung
OSCI-XMeld und des Übermittlungspro-
tokolls OSCI-Transport nach § 3 Abs. 1
und 2 der Ersten Bundesmeldedatenüber-
mittlungsverordnung vom 1. Dezember
2014 (BGBl. I S. 1945), wenn die öffent-
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lich-rechtliche Religionsgesellschaft zuge-
stimmt hat.

§ 4

Besondere Meldescheine für 
Beherbergungsstätten

Soweit es für Zwecke der Erhebung
von Fremdenverkehrs- und Kurbeiträgen
erforderlich ist, dürfen die Gemeinden
bestimmen, dass in dem besonderen Mel-
deschein für Beherbergungsstätten nach
§ 30 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes
über die in § 30 Abs. 2 Satz 1 des Bundes-
meldegesetzes genannten Daten hinaus
weitere Angaben erhoben, gespeichert
und Durchschriften der Meldescheine ge-
fertigt werden. In diesem Fall sind melde-
pflichtige Personen im Meldeschein hie-
rauf hinzuweisen.

§ 5

Archivierung von Daten

Die Meldebehörde hat die Daten vor
der Löschung dem zuständigen kommu-
nalen Archiv anzubieten.

§ 6

Zuständige Bußgeldbehörde

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 54 Abs. 1 und 2
des Bundesmeldegesetzes ist der Ge-
meindevorstand.

§ 7

Rechtsverordnungen

(1) Die für das Meldewesen zuständige
Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung

1. die regelmäßige Übermittlung der in
§ 34 Abs. 1 und 3 des Bundesmelde-
gesetzes genannten Daten an andere
Behörden oder sonstige öffentliche
Stellen zuzulassen, soweit die dort
genannten Voraussetzungen erfüllt
sind; in der Rechtsverordnung sind
Anlass und Zweck der Übermittlung,
die Datenempfänger sowie die zu
übermittelnden Daten festzulegen;

2. die Übermittlung der in § 38 Abs. 1
bis 3 des Bundesmeldegesetzes ge-
nannten Daten an Behörden oder
sonstige öffentliche Stellen durch au-
tomatisierte Abrufverfahren zuzulas-
sen, soweit die dort genannten Vor-
aussetzungen erfüllt sind; in der
Rechtsverordnung sind Anlass und
Zweck der Übermittlung, die Daten-
empfänger, die zu übermittelnden
Daten sowie die Voraussetzungen
festzulegen, unter denen weitere Da-
ten als die in § 38 Abs. 1 bis 3 des
Bundesmeldegesetzes genannten Da-
ten übermittelt werden dürfen;

3. die öffentliche Stelle nach § 2 zu be-
stimmen;

4. das Nähere über das Verfahren der
Datenübermittlung an den Kirchli-
chen Suchdienst nach § 43 des Bun-
demeldegesetzes zu bestimmen;

5. die Muster der Meldescheine für
Meldungen nach § 17 Abs. 1 und
Abs. 2 Satz 1 des Bundesmeldegeset-
zes, das Muster der einfachen Melde-
bescheinigung nach § 18 Abs. 1 des
Bundesmeldegesetzes, das Muster
der amtlichen Meldebestätigung
nach § 24 Abs. 2 des Bundesmeldege-
setzes und das Muster der besonde-
ren Meldescheine nach § 30 Abs. 1
des Bundesmeldegesetzes zu bestim-
men.

(2) In einer Rechtsverordnung nach
Abs. 1 kann wegen der Form der Daten
und des Verfahrens auf jedermann zu-
gängliche Bekanntmachungen sachver-
ständiger Stellen verwiesen werden. In
der Rechtsverordnung sind das Datum
der Bekanntmachung, die Fundstelle und
die Bezugsquelle der Bekanntmachung
anzugeben. Die Bekanntmachung ist
beim Hessischen Hauptstaatsarchiv nie-
derzulegen. In der Rechtsverordnung ist
hierauf hinzuweisen.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. November
2015 in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2020 außer Kraft.

Artikel 22)

Änderung des Landtagswahlgesetzes

Das Landtagswahlgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 7. April
2006 (GVBl. I S. 110), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 28. März 2015 (GVBl.
S. 158), wird wie folgt geändert:

1. In § 12 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„Übermittlungssperre nach § 34 
Abs. 5 des Hessischen Meldegeset-
zes“ durch „Auskunftssperre nach 
§ 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes
vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), ge-
ändert durch Gesetz vom 20. Novem-
ber 2014 (BGBl. I S. 1738),“ ersetzt.

2. In § 27 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„Übermittlungssperre nach § 34 
Abs. 5 des Hessischen Meldegeset-
zes“ durch „Auskunftssperre nach 
§ 51 Abs. 1 des Bundesmeldegeset-
zes“ ersetzt.
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Artikel 33)

Änderung des Hessischen Gesetzes zur
Ausführung der

Verwaltungsgerichtsordnung

Nr. 2.3 der Anlage des Hessischen Ge-
setzes zur Ausführung der Verwaltungs-
gerichtsordnung in der Fassung vom 
27. Oktober 1997 (GVBl. I S. 381), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 29. Novem-
ber 2014 (GVBl. S. 313), wird wie folgt
gefasst:

„2.3 Entscheidungen nach dem Bun-
desmeldegesetz vom 3. Mai 2013
(BGBl. I S. 1084), geändert durch
Gesetz vom 20. November 2014
(BGBl. I S. 1738), dem Hessischen
Ausführungsgesetz zum Bundes-
meldegesetz vom 28. September
2015 (GVBl. S. 346) und den auf-
grund dieser Gesetze erlassenen
Rechtsverordnungen;“

Artikel 44)

Änderung der 
Verwaltungskostenordnung für den 

Geschäftsbereich des Ministeriums des
Innern und für Sport

Die Anlage zu § 1 der Verwaltungs-
kostenordnung für den Geschäftsbereich
des Ministeriums des Innern und für Sport
vom 7. Juni 2013 (GVBl. S. 410), geändert
durch Verordnung vom 27. Oktober 2014
(GVBl. S. 250), wird wie folgt geändert:

1. In Nr. 42 wird in Spalte 2 die Angabe
„Hessischen Meldegesetz (HMG)“
durch „Bundesmeldegesetz (BMG)“
ersetzt.

2. In Nr. 421 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 14 Abs. 2“ durch „§ 50 Abs. 4
Satz 1, im elektronischen Verfahren
in Verbindung mit § 50 Abs. 4 Satz 2“
ersetzt.

3. In Nr. 422 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 34 Abs. 1 und 2, § 34a und“
durch „§ 44 Abs. 1 und 2, § 45 Abs. 1,
§ 49 Abs. 1 bis 3 oder“ und die Anga-
be „nach § 31 an andere Behörden
und sonstige öffentlichen Stellen“
durch „an ausländische Stellen nach
§ 35“ ersetzt.

4. In Nr. 4222 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 34 Abs. 1 und 2, § 34a oder 
§ 31“ durch „§ 44 Abs. 1 und 2, § 45
Abs. 1, § 49 Abs. 1 bis 3 oder § 35“
ersetzt.

5. In Nr. 423 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 14 Abs. 2, § 34 Abs. 1 und 2“
durch „§ 50 Abs. 4, § 44 Abs. 1 und 2,
§ 45 Abs. 1“, die Angabe „§ 31“
durch „§ 35“ und die Angabe „§ 11
Abs. 3“ durch „§ 13 Abs. 2“ ersetzt.

6. In Nr. 424 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 14 Abs. 2, § 34 Abs. 1 und 2“
durch „§ 50 Abs. 4, § 44 Abs. 1 und 2,
§ 45 Abs. 1“ und die Angabe „§ 31“
durch „§ 35“ ersetzt.

7. Die Nr. 425 bis 4253 werden durch
die folgende Nr. 425 ersetzt:
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Nr. Gegen- Bemes- Ge-
stand sungs- bühr

grund- EUR
lage

1 2 3 4

425 Gruppenauskunft je 27
nach § 46 oder Mel- Aus- bis
deregisterauskunft kunft 550
nach § 50 Abs. 1 bis
3; neben der Gebühr
sind die Kosten je
Auskunft in voller 
Höhe zu erstatten, 
die durch den Ein-
satz einer Datenver-
arbeitungsanlage 
entstehen

3) Ändert FFN 212-5
4) Ändert FFN 305-70
5) Ändert FFN 311-10

8. In Nr. 4271 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 11 Abs. 3“ durch „§ 13 Abs. 2“
ersetzt.

9. In Nr. 4272 wird in Spalte 2 die Anga-
be „§ 17 Abs. 5“ durch „§ 24 Abs. 2“
ersetzt.

Artikel 55)

Änderung der Meldedaten-
Übermittlungsverordnung

Die Meldedaten-Übermittlungsverord-
nung vom 6. Juli 2006 (GVBl. I S. 427),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. September 2012 (GVBl. S. 299), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 2
werden aufgehoben.

b) In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe
„§ 2 Abs. 5 bis 7“ durch „§ 3 
Abs. 3 bis 5“ und die Angabe
„21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1689),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3044),“ durch „1. Dezember
2014 (BGBl. I S. 1945)“ ersetzt.

2. Die §§ 2 bis 6 werden aufgehoben.

3. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„§ 31 Abs. 5 des Hessischen Melde-
gesetzes“ durch „§ 2 des Hessischen
Ausführungsgesetzes zum Bundes-
meldegesetz vom 28. September 2015
(GVBl. S. 346) ersetzt.

4. § 8 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „0104“
durch „0106“ ersetzt.

b) In Nr. 2 wird die Angabe „und
0302“ durch „bis 0303“ ersetzt.

c) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Ordensname, 0501, 
Künstlername 0502,“



d) In Nr. 5 wird die Angabe „1201 bis
1223“ durch „1200 bis 1232“ er-
setzt.

e) In Nr. 6 werden die Wörter „Tag
des Ein- und Auszugs“ durch
„Einzugsdatum, Auszugsdatum“
und wird die Angabe „1308“
durch „1309“ ersetzt.

f) In Nr. 7 werden die Wörter „Tag
der Geburt“ durch das Wort „Ge-
burtsdatum“ ersetzt.

g) In Nr. 10 werden die Wörter „Tag
der Eheschließung“ durch „Datum
der letzten Eheschließung oder
Begründung der letzten Lebens-
partnerschaft“ ersetzt.

h) In Nr. 11 werden die Wörter „Tag
der Geburt“ durch „Geburtsda-
tum, Sterbedatum, Geschlecht“
und die Angabe „0901 bis 0914“
durch „0001, 0902 bis 0907a, 0915,
0917“ ersetzt.

i) Nr. 12 wird wie folgt gefasst:

„Staatsangehörigkei- 1001,
ten (Glaubhaftmachung 1002 und
der deutschen Staatsan- 1004,
gehörigkeit/des Verlusts
der deutschen Staatsan-
gehörigkeit, Behörde 
und Aktenzeichen)“

j) Nr. 14 wird aufgehoben.

k) In Nr. 15 werden die Wörter „Ster-
betag und -ort“ durch „Sterbeda-
tum und Sterbeort“ ersetzt.

5. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „0104“
durch „0106“ ersetzt.

b) In Nr. 3 werden die Wörter „Tag
der Geburt“ durch das Wort „Ge-
burtsdatum“ ersetzt.

c) In Nr. 5 wird die Angabe „1201 bis
1206, 1208 bis 1213, 1215 bis 1221,
1223“ durch „1200 bis 1232“ er-
setzt.

d) In Nr. 6 werden die Wörter „Ster-
betag und -ort“ durch „Sterbeda-
tum und Sterbeort“ ersetzt.

6. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „0104“
durch „0106“ ersetzt.

b) In Nr. 3 werden die Wörter „Tag
der Geburt“ durch das Wort „Ge-
burtsdatum“ ersetzt.

c) In Nr. 6 werden die Wörter „Tag
des Ein- und Auszugs“ durch
„Einzugsdatum, Auszugsdatum“
und wird die Angabe „1308“
durch „1309“ ersetzt.

d) In Nr. 10 wird die Angabe „1201
bis 1213, 1215 bis 1223“ durch
„1200 bis 1232“ ersetzt.

e) In Nr. 11 werden die Wörter „Ster-
betag und -ort“ durch „Sterbeda-
tum und Sterbeort“ ersetzt.

7. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 1 wird die Angabe
„0104“ durch „0106“ ersetzt.

bb) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Ordensname, 0501,
Künstlername 0502,“

cc) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201 bis 1223“ durch „1200
bis 1232“ ersetzt.

dd) In Nr. 6 werden die Wörter
„Tag des Ein- und Auszugs“
durch „Einzugsdatum, Aus-
zugsdatum“ und wird die An-
gabe „1308“ durch „1309“ er-
setzt.

ee) In Nr. 7 werden die Wörter
„Tag der Geburt“ durch das
Wort „Geburtsdatum“ ersetzt.

ff) In Nr. 10 werden die Wörter
„Tag der Eheschließung“
durch „Datum der letzten
Eheschließung oder Begrün-
dung der letzten Lebenspart-
nerschaft“ ersetzt.

gg) In Nr. 11 wird die Angabe
„0901 bis 0914“ durch „0902
bis 0907a“ ersetzt.

hh) Nr. 14 wird aufgehoben.

ii) In Nr. 15 werden die Wörter
„Sterbetag und -ort“ durch
„Sterbedatum und Sterbeort“
ersetzt.

b) In Abs. 2 werden das Komma nach
der Angabe „12“ und die Angabe
„14“ gestrichen.

8. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 9
des Hessischen Meldegesetzes“
durch „Nr. 7 des Bundesmeldege-
setzes“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 5 werden die Wörter
„Tag der Geburt“ durch das
Wort „Geburtsdatum“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 wird die Angabe
„1201 bis 1206, 1208 bis 1212,
1215 bis 1221, 1223 bis 1231“
durch „1200 bis 1213a, 1223“
ersetzt.

9. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 12
des Hessischen Meldegesetzes“
durch „Nr. 8 des Bundesmeldege-
setzes“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 5 werden die Wörter
„Tag der Geburt“ durch das
Wort „Geburtsdatum“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 wird die Angabe
„1201 bis 1206, 1208 bis 1212,
1215 bis 1221, 1223 bis 1231“
durch „1200 bis 1213a, 1223“
ersetzt.

10. § 14 wird wie folgt gefasst:
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„§ 14

Datenübermittlung an das Hessische
Statistische Landesamt

(1) Die Meldebehörde übermittelt
dem Hessischen Statistischen Landes-
amt automatisiert mindestens monat-
lich zum Zwecke der Statistik nach 
§ 4 des Bevölkerungsstatistikgesetzes
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 826),
geändert durch Gesetz vom 2. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 1926), aus
Anlass der An- und Abmeldung so-
wie beim Wechsel des Wohnungssta-
tus einer Nebenwohnung zur alleini-
gen Wohnung oder Hauptwohnung
folgende Daten als Erhebungsmerk-
male:

1. Geburtsdatum und 0601
Geburtsort sowie  bis 0603,
bei Geburt im 
Ausland auch der 
Staat der Geburt

2. Geschlecht 0701,

3. Familienstand 1401,

4. Staatsangehörigkeiten 1001,

5. rechtliche Zugehörig- 1101,
keit zu einer öffentlich-
rechtlichen Religions-
gesellschaft

6. gegenwärtiger und 1200, 1201 
früherer Wohnort, bis
Haupt- oder Neben- 1203, 1213,
wohnung, Status der 1223 und
Wohnung, bei Zuzug 1232,
aus dem Ausland 
– Staat, bei Wegzug in 
das Ausland – Staat

7. Einzugsdatum, Aus- 1301, 1301a
zugsdatum, Datum und 1306
der Mitteilung des 
Wohnungsstatuswech-
sels

8. die Tatsache der An- 1308 oder
oder Abmeldung von 1309,
Amts wegen

9. zusätzlich bei Zuzug 1314,
aus dem Ausland 
Datum des letzten
Wegzugs vom Inland
ins Ausland

10. zusätzlich bei Abmel- 1301,
dung in das Ausland 1305,
den Staat und das 1232.
Datum des letzten 
Zuzugs aus dem Aus-
land

Als Hilfsmerkmale werden übermit-
telt:

1. letzte frühere und 1201 bis
derzeitige Anschrift 1208,

2. die Bezeichnung 
der Meldebehörde,

3. das Ordnungsmerkmal
nach § 4 des Bundesmel-
degesetzes.

Sofern eine Auswertung der Rück-
meldung nach § 7 der Ersten Bundes-

meldedatenübermittlungsverordnung
vorzunehmen ist, erfolgt die Daten-
übermittlung nach deren Abschluss.

(2) Die Meldebehörde übermittelt
dem Hessischen Statistischen Landes-
amt automatisiert mindestens monat-
lich zum Zwecke der Statistik nach 
§ 5 Abs. 2 Nr.1 des Bevölkerungssta-
tistikgesetzes aus Anlass des Er-
werbs, soweit nicht durch Geburt,
oder des Verlusts der deutschen
Staatsangehörigkeit folgende Daten
als Erhebungsmerkmale:

1. Geburtsdatum und 0601 bis
Geburtsort sowie 0603,
bei Geburt im
Ausland auch den
Staat der Geburt

2. Geschlecht 0701,

3. Wohnort 1201 bis 1203,

4. Familienstand 1401,

5. Tag des Erwerbs 1003,
oder des Verlusts
der deutschen
Staatsangehörigkeit

6. bei Aufgabe der 1001,
deutschen Staatsan-
gehörigkeit die er-
worbene oder beibe-
haltene Staatsange-
hörigkeit,

7. bei Erwerb der 1001.
deutschen Staatsange-
hörigkeit die bisherige
Staatsangehörigkeit

Als Hilfsmerkmale werden übermit-
telt:

1. derzeitige Anschrift 1201 bis
der alleinigen oder 1208,
Hauptwohnung

2. die Bezeichnung
der Meldebehörde,

3. das Ordnungsmerk-
mal nach § 4 des
Bundesmeldegeset-
zes.

(3) Die Meldebehörde übermittelt
dem Hessischen Statistischen Landes-
amt automatisiert mindestens monat-
lich zum Zwecke der Statistik nach 
§ 5 Abs. 2 Nr.2 des Bevölkerungssta-
tistikgesetzes aus Anlass der Beendi-
gung einer Ehe oder Lebenspartner-
schaft folgende Daten als Erhebungs-
merkmale:

1. Geburtsdatum 0601,

2. Geschlecht 0701,

3. Staatsangehörigkeit 1001,

4. Wohnort 1201 bis 1203,

5. Familienstand 1405 Schlüssel
(rechtlicher Grund) 2, 3 oder 7,

6. Familienstand (Datum) 1406.

Als Hilfsmerkmale werden übermit-
telt:

1. derzeitige Anschrift 1201 bis 
der alleinigen oder 1208, 
Hauptwohnung
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2. die Bezeichnung der
Meldebehörde,

3. das Ordnungsmerkmal
nach § 4 des Bundes-
meldegesetzes.“

11. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „5. Februar 2009
(BGBl. I S. 160, 462)“ wird
durch „29. Juni 2015 (BGBl. I
S. 1042)“ ersetzt.

bb) In Nr. 3 wird die Angabe
„1201 bis 1231“ durch „1200
bis 1213a“ ersetzt.

cc) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag des Ein- und Auszugs“
durch „Einzugsdatum, Aus-
zugsdatum“ ersetzt.

dd) In Nr. 5 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

ee) In Nr. 6 werden die Wörter
„Tag und Ort“ durch „Datum
und Standesamt“ ersetzt.

ff) In Nr. 7 wird das Wort „Über-
mittlungssperren“ durch
„Auskunftssperren“ ersetzt.

gg) In Nr. 8 werden die Wörter
„Sterbetag und -ort“ durch
„Sterbedatum und Sterbeort“
ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201 bis 1212, 1215 bis
1222“ durch „1200 bis 1213a“
ersetzt.

12. § 15a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „2. Dezember
2010 (BGBl. I S. 1744)“ wird
durch „22. Dezember 2014
(BGBl. I S. 2408)“ ersetzt.

bb) In Nr. 3 wird die Angabe
„1201 bis 1206, 1208 bis 1212,
1215 bis 1221, 1223 bis 1231“
durch „1200 bis 1213a, 1223“
ersetzt.

cc) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag des Ein- und Auszugs“
durch „Einzugsdatum, Aus-
zugsdatum“ ersetzt.

dd) In Nr. 5 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

ee) In Nr. 8 werden die Wörter
„Sterbetag und -ort“ durch
„Sterbedatum und Sterbeort“
ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201“ durch „1200“ ersetzt.

13. § 16 wird aufgehoben.

14. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„0901 bis 0914“ durch „0902
bis 0907a“ ersetzt.

cc) In Nr. 7 wird die Angabe
„1201 bis 1231“ durch „1200
bis 1213a“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„0901 bis 0914“ durch „0902
bis 0907a“ ersetzt.

cc) In Nr. 7 wird die Angabe
„1201 bis 1231“ durch „1200
bis 1213a“ ersetzt.

15. § 18 wird wie folgt geändert:

In Nr. 5 werden die Wörter „Tag und
Ort der Geburt“ durch „Geburtsda-
tum und Geburtsort“ ersetzt.

16. § 18a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Kindergesundheits-
schutzgesetz“ wird durch die
Wörter „Kindergesundheits-
schutz-Gesetz“ ersetzt und
nach der Angabe „(GVBl. I 
S. 856)“ werden ein Komma
und die Angabe „zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 
28. September 2015 (GVBl. 
S. 366),“ eingefügt.

bb) In Nr. 3 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

cc) Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5. gesetzliche 0001,
Vertreterin/ 0902 
gesetzlicher bis 
Vertreter 0907a,
(Vor- und Fa- 1200
miliennamen, bis
Doktorgrad, 1212,“
Geburtsdatum,
Anschrift)

dd) In Nr. 7 werden die Wörter
„Tag des Einzugs“ durch das
Wort „Einzugsdatum“ ersetzt.
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ee) In Nr. 8 werden die Wörter
„Tag des Auszugs“ durch das
Wort „Auszugsdatum“ und
wird die Angabe „1308“
durch „1309“ ersetzt.

ff) In Nr. 10 wird das Wort „Ster-
betag“ durch „Sterbedatum“
ersetzt.

gg) In Nr. 11 wird die Angabe
„Übermittlungssperren nach 
§ 34 Abs. 5 und Abs. 7 Nr. 2
des Hessischen Meldegeset-
zes“ durch „Auskunftssperren
nach § 51 Abs. 1 und 5 Nr. 2
des Bundesmeldegesetzes“
ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe
„§ 5 Abs. 4 Satz 1“ durch „§ 3
Abs. 1 der Ersten Bundesmeldeda-
tenübermittlungsverordnung“ und
die Angabe „§ 5 Abs. 4 Satz 2, 3
und 5“ durch „§ 3 Abs. 2 der Ers-
ten Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung“ ersetzt.

17. § 18b wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „jährlich zum Zwecke
des Datenabgleichs mit der Regis-
terstelle nach § 1 der Verordnung
zur Ausführung des Hessischen
Krebsregistergesetzes vom 2. Ja-
nuar 2007 (GVBl. I S. 7), automati-
siert der Vertrauensstelle bei der
Landesärztekammer Hessen nach
§ 5 Abs. 8 des Hessischen Krebsre-
gistergesetzes vom 17. Dezember
2001 (GVBl. I S. 582), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 26. März
2010 (GVBl. I S. 114),“ wird durch
die Wörter „dem Hessischen
Krebsregister zum Zwecke des
Datenabgleichs monatlich automa-
tisiert“ ersetzt.

b) In Nr. 7 wird der Punkt nach der
Angabe „1211“ durch ein Komma
ersetzt.

c) Nach Nr. 7 werden als Nr. 8 und
Nr. 9 angefügt:

„8. Geburtsdatum 0601,

9. Sterbedatum, 1901 bis
Sterbeeintrag 1903.“
– Standesamt,
Sterbeeintrag –
Nummer

18. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „Gesetz
vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1885)“ durch „Verordnung vom
19. Juni 2015 (BGBl. I S. 993)“ er-
setzt und die Angabe „vom 19. Ju-
ni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. Au-
gust 2010 (BGBl. I S. 1127),“ ge-
strichen.

b) In Abs. 2 wird die Angabe 
„25. Oktober 1977 (GVBl. I 
S. 414)“ durch „6. Oktober 2011
(GVBl. I S. 572)“ und die Angabe
„18. Juni 2009 (GVBl. I S. 171)“
durch „10. Dezember 2013 (GVBl.
S. 677)“ ersetzt.

c) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„1215 bis 1222“ durch „1213a
Schlüssel 1“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 5 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 wird die Angabe
„1201 bis 1231“ durch „1200
bis 1213a“ ersetzt.

cc) In Nr. 7 werden die Wörter
„Tag des Ein- und Auszugs“
durch „Einzugsdatum, Aus-
zugsdatum“ ersetzt.

dd) In Nr. 8 wird das Wort „Ster-
betag“ durch „Sterbedatum“
ersetzt.

19. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „folgende perso-
nenbezogene Daten von Ein-
wohnerinnen oder Einwoh-
nern:“ werden durch „perso-
nenbezogene Daten von Ein-
wohnerinnen oder Einwoh-
nern. Folgende Daten werden
übermittelt:“ ersetzt.

bb) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Ordensname, 0501,
Künstlername 0502,“

cc) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201 bis 1231“ durch „1200
bis 1213a“ ersetzt.

dd) In Nr. 6 werden die Wörter
„Tag des Ein- und Auszugs“
durch „Einzugsdatum, Aus-
zugsdatum“ ersetzt.

ee) In Nr. 7 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

ff) Nr. 9 wird wie folgt gefasst:

„9. gesetzliche 0001,
Vertreterin/ 0902 bis
gesetzlicher 0907a,
Vertreter 1200
(Vor- und Fa- bis
miliennamen, 1212,” 
Doktorgrad,
Geburtsdatum,
Anschrift)

gg) In Nr. 10 wird die Angabe 
„§ 3 Abs. 2 Nr. 4 des Hessi-
schen Meldegesetzes“ durch
„§ 3 Abs. 2 Nr. 5 des Bundes-
meldegesetzes“ ersetzt.

hh) In Nr. 11 wird das Wort „Über-
mittlungssperren“ durch „Aus-
kunftssperren“ ersetzt.
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ii) In Nr. 12 werden die Wörter
„Sterbetag und -ort“ durch
„Sterbedatum und Sterbeort“
ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201 bis 1212, 1215 bis
1222“ durch „1200 bis 1212“
ersetzt.

20. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „9. Dezember
2010 (BGBl. I S. 1885)“ wird
durch „3. April 2013 (BGBl. I
S. 610)“ ersetzt.

bb) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

cc) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201 bis 1212, 1215 bis
1222“ durch „1200 bis 1212“
ersetzt.

dd) In Nr. 6 wird das Wort „Ster-
betag“ durch „Sterbedatum“
ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 4 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe
„1201 bis 1212, 1215 bis
1222“ durch „1200 bis 1212“
ersetzt.

21. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „0106“
durch „0102“ ersetzt.

b) In Nr. 6 werden die Wörter „Tag
der Geburt“ durch das Wort „Ge-
burtsdatum“ ersetzt.

c) In Nr. 7 wird die Angabe „1222“
durch „1213a“ ersetzt.

d) In Nr. 8 werden die Wörter „Tag
des Einzugs in die Wohnung“
durch „Einzugsdatum, Auszugsda-
tum“ und die Angabe „1301.“
durch „1301, 1306,“ ersetzt.

e) Nach Nr. 8 wird als Nr. 9 angefügt:

„9. Sterbedatum 1901.“

22. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 5 werden die Wörter „Tag
der Geburt“ durch das Wort „Ge-
burtsdatum“ ersetzt.

b) In Nr. 10 wird die Angabe „§ 34
Abs. 5 und nach § 35 Abs. 5 in

Verbindung mit Abs. 3 des Hessi-
schen Meldegesetzes“ durch „§ 51
Abs. 1 und § 51 Abs. 5 in Verbin-
dung mit Abs. 2 des Bundesmel-
degesetzes“ ersetzt.

c) In Nr. 11 wird das Wort „Sterbe-
tag“ durch „Sterbedatum“ ersetzt.

23. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 33
Abs. 1 des Hessischen Meldege-
setzes“ durch „§ 43 Abs. 1 des
Bundesmeldegesetzes“ und die
Angabe „6. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 1694)“ durch „6. September
2013 (BGBl. I S. 3554)“ ersetzt.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „§ 34
Abs. 5 des Hessischen Meldege-
setzes“ durch „§ 51 Abs. 1 des
Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.

24. Nach § 24 wird als § 24a eingefügt:

„§ 24a

Datenübermittlung an öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften

(1) Die Meldebehörde übermittelt
der öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft oder der von ihr beauf-
tragten Stelle nach § 42 Abs. 1 des
Bundesmeldegesetzes im Falle der
Anmeldung, Abmeldung oder des To-
des sowie auf Ersuchen Daten ihrer
Mitglieder. Dies gilt auch bei Ände-
rung der übermittelten Daten. Fol-
gende Daten werden übermittelt:

1. Vor- und Fami- 0101 bis 0106,
liennamen 0301,

2. frühere Namen 0201 bis 0204,

0303,

3. Doktorgrad 0401,

4. Ordensname,
Künstlername 0501, 0502,

5. Geburtsdatum 0601 bis 0603,
und Geburtsort,
bei Geburt im
Ausland auch
der Staat

6. Geschlecht 0701,

7. gesetzliche 0001, 0902
Vertreterin/ bis 0907a,
gesetzlicher 0915, 0917,
Vertreter 0918, 1200
(Vor- und Fa- bis 1212,
miliennamen,
Doktorgrad,
Geburtsdatum,
Sterbedatum,
Geschlecht,
Anschrift,
Auskunftssperre
nach § 51 Bundes-
meldegesetz)

8. Staatsangehörig- 1001,
keiten
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9. gegenwärtige 1201 bis
Anschriften, ge- 1213,1232,
kennzeichnet nach 1233,
Haupt- und Neben-
wohnung, die letzte 
frühere Anschrift, 
bei Zuzug aus dem
Ausland die letzte
Anschrift im Inland,
bei Wegzug in das
Ausland auch die 
Zuzugsanschrift im 
Ausland und der 
Staat

10. rechtliche Zugehörig- 1101, 1104,
keit zu einer öffent-
lich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaft

11. Einzugsdatum, 1301, 1302,
Auszugsdatum 1306 bis 1310,

12. Familienstand, 1401, 1402, 
beschränkt auf 1408, 1409,
die Angabe, ob 
verheiratet oder
eine Lebenspart-
nerschaft führend 
oder nicht, zu-
sätzlich bei Verhei-
rateten oder eine 
Lebenspartnerschaft
führenden Personen
Datum, Ort und Staat
der Eheschließung 
oder Begründung der
Lebenspartnerschaft

13. Auskunftssperren 1801,
nach § 51 des Bundes-
meldegesetzes

14. Sterbedatum und 1901,
Sterbeort, bei Verster- 1904, 
ben im Ausland auch 1905,
der Staat

15. die Zahl der minderjäh-
rigen Kinder

16. das Ordnungsmerk-
mal nach § 4 des Bun-
desmeldegesetzes.

(2) Von Familienangehörigen der
Mitglieder einer öffentlich-rechtli-
chen Religionsgesellschaft nach § 42
Abs. 3 Satz 1 des Bundesmeldegeset-
zes, die nicht derselben oder keiner
öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaft angehören, darf die Meldebe-
hörde folgende Daten übermitteln:

1. Vor- und Familien- 0902 bis 0904,
namen 1501 bis 1502, 

1503, 1517 bis
1518, 1519

1601 bis 1602, 
1603,

2. Geburtsdatum 0601, 0602, 0906,
und Geburtsort 1505, 1521,

3. Geschlecht 0701, 0917, 
1506, 1522,

4. Zugehörigkeit zu einer 1101,
öffentlich-rechtlichen 1104,
Religionsgesellschaft

5. derzeitige Anschriften 1201 bis
und die letzte frühere 1213,
Anschrift

6. Auskunftssperren 1516a,
nach § 51 des Bundes- 1533, 1801,
meldegesetzes

7. Sterbedatum 0915, 1516, 
1532, 1605.“

25. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 5 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 werden die Wörter
„Tag des Ein- und Auszugs“
durch „Einzugsdatum, Aus-
zugsdatum“ ersetzt.

cc) Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

„7. frühere An- 1201 bis 
schrift, bei 1211,
Zuzug aus 1213a 
dem Aus- Schlüssel 1,
land – Staat 1223,”

dd) In Nr. 8 wird die Angabe
„1213“ durch „1211, 1213a
Schlüssel 2“ ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5. Ordensname, 0501,
Künstlername 0502,“

bb) In Nr. 6 werden die Wörter
„Tag und Ort der Geburt“
durch „Geburtsdatum und
Geburtsort“ ersetzt.

26. § 26 wird aufgehoben.

27. In § 27 Satz 2 wird die Angabe
„2016“ durch „2020“ ersetzt.

Artikel 66)

Änderung des Hessischen
Kommunalwahlgesetzes

Das Hessische Kommunalwahlgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 28. März 2015
(GVBl. S. 158), wird wie folgt geändert:

1. In § 8 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„Übermittlungssperre nach § 34 
Abs. 5 des Hessischen Meldegeset-
zes“ durch „Auskunftssperre nach 
§ 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes
vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970),“ er-
setzt.

2. In § 15 Abs. 5 und § 46 Abs. 1 Satz 3
wird die Angabe „Übermittlungssper-
re nach § 34 Abs. 5 des Hessischen
Meldegesetzes“ jeweils durch „Aus-
kunftssperre nach § 51 Abs. 1 des
Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.
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Artikel 77)

Änderung des Hessischen Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung

Das Hessische Gesetz über die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung in der Fas-
sung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29. April 2015 (GVBl. S. 202), wird wie
folgt geändert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Nach der Angabe zu § 13 werden
folgende Angaben eingefügt:

„§ 13a Zuverlässigkeitsüberprü-
fung zum Schutz staatli-
cher Einrichtungen und
Veranstaltungen

§ 13b Zuverlässigkeitsüberprü-
fung zum Schutz von
Veranstaltungen außer-
halb des öffentlichen Be-
reichs“

b) Der Angabe zu § 17 werden ein
Komma und die Wörter „Gezielte
Kontrolle“ angefügt.

2. Nach § 13 werden als §§ 13a und 13b
eingefügt:

„§ 13a

Zuverlässigkeitsüberprüfung zum
Schutz staatlicher Einrichtungen 

und Veranstaltungen

(1) Soweit das Hessische Sicher-
heitsüberprüfungsgesetz oder ein an-
deres Gesetz keine Sicherheitsüber-
prüfung vorsieht, können die Polizei-
behörden Personen einer Zuverlässig-
keitsüberprüfung unterziehen, die

1. eine Tätigkeit als Bedienstete an-
streben

a) in einer Behörde mit Voll-
zugsaufgaben,

b) in einer anderen öffentlichen
Stelle, bei der sie regelmäßig
Zugriff auf Personalaktenda-
ten von Bediensteten haben,
die bei einer Behörde mit
Vollzugsaufgaben verwendet
werden, oder

c) in besonders gefährdeten Lie-
genschaften öffentlicher Stel-
len,

2. selbstständige Dienstleistungen zur
Unterstützung von Vollzugsaufga-
ben erbringen wollen, 

3. unbegleiteten Zutritt zu Liegen-
schaften von Behörden mit Voll-
zugsaufgaben oder Liegenschaf-
ten öffentlicher Stellen, die beson-
ders gefährdet sind, erhalten sol-
len, ohne den in Nr. 1 und 2 ge-
nannten Personengruppen anzu-
gehören, 

4. Zugang zu Vergabe- und Ver-
tragsunterlagen haben, aus denen

sich sicherheitsrelevante Funkti-
onszusammenhänge, insbesondere
aus baulichen und betrieblichen
Anforderungen für Liegenschaften
der Polizei oder der Justiz erge-
ben, oder

5. die Zulassung zum Besuch von
Gefangenen oder Untergebrach-
ten in einer Justizvollzugseinrich-
tung begehren.

Eine Zuverlässigkeitsüberprüfung
kann ferner durchgeführt werden bei
Personen, für die ein privilegierter
Zutritt zu einer Veranstaltung einer
Behörde oder öffentlichen Stelle be-
antragt wird.

(2) Die Polizeibehörde kann die
Identität der Person feststellen, deren
Zuverlässigkeit überprüft werden
soll, und zu diesem Zweck von ihr
vorgelegte Ausweisdokumente kopie-
ren oder Kopien von Ausweisdoku-
menten anfordern. Die Überprüfung
erfolgt mit Einwilligung der betroffe-
nen Person anhand von Datenbestän-
den der Polizeien des Bundes und der
Länder, im Fall von Erkenntnissen
über Strafverfahren auch der Justiz-
behörden und Gerichte. Für die Ein-
willigung gilt § 7 Abs. 2 des Hessi-
schen Datenschutzgesetzes mit der
Maßgabe, dass die Erklärung stets
der Schriftform bedarf. Der betroffe-
nen Person ist zudem mitzuteilen, wo
sie weitere Auskünfte zu dem Verfah-
ren erhalten kann und dass sie sich
gleichfalls an den Hessischen Daten-
schutzbeauftragten wenden kann.

(3) Entscheidet die für die Über-
prüfung zuständige Polizeibehörde
nicht zugleich auch über die Zuver-
lässigkeit, unterrichtet sie die ersu-
chende Stelle darüber, ob sicherheits-
relevante Erkenntnisse vorliegen, ge-
gebenenfalls durch Angabe von

1. Deliktsbezeichnung,

2. Tatort,

3. Tatzeit,

4. Ausgang des Verfahrens, soweit
feststellbar, sowie

5. Name und Aktenzeichen der sach-
bearbeitenden Justiz- oder Polizei-
behörde.

Bei anderen als Gefahrenabwehr-
und Polizeibehörden sowie Justizbe-
hörden beschränkt sich die Rückmel-
dung auf die Auskunft, ob Sicher-
heitsbedenken vorliegen. Der Daten-
austausch kann in einem gemeinsa-
men Verfahren nach Maßgabe des
§ 15 des Hessischen Datenschutzge-
setzes stattfinden.

(4) In den Fällen des Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 bis 5 sowie Satz 2 sind mit Ein-
willigung der betroffenen Person
Wiederholungsüberprüfungen zuläs-
sig, wenn seit der letzten Überprü-
fung mindestens ein Jahr vergangen
ist und kein Grund zu der Annahme
besteht, dass die Voraussetzungen
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des Abs. 1 nicht mehr vorliegen. Wie-
derholungsüberprüfungen können in
den Fällen des Abs. 1 Satz 2 auch in
Bezug auf gleichartige Veranstaltun-
gen durchgeführt werden. Werden
Wiederholungsüberprüfungen auf Er-
suchen durchgeführt, unterrichtet die
ersuchende Behörde die Polizeibe-
hörde über den Wegfall der Voraus-
setzungen des Abs. 1.

(5) Nach Abschluss der Überprü-
fung speichert die Polizeibehörde die
Verfahrensunterlagen zu Dokumenta-
tionszwecken bis zum Ende des Jah-
res, das dem Jahr des Abschlusses
folgt. Finden Wiederholungsüberprü-
fungen statt, dürfen die Unterlagen
auch für diesen Zweck verarbeitet
werden; sie sind bis zum Ende des
Jahres zu speichern, das der Abmel-
dung oder der Feststellung der feh-
lenden Zuverlässigkeit folgt.

(6) Die Befugnisse nach § 13
Abs. 1 Nr. 2 bis 4, Abs. 2 sowie den
§§ 14 bis 26 bleiben unberührt.

§ 13b

Zuverlässigkeitsüberprüfung zum
Schutz von Veranstaltungen

außerhalb des öffentlichen Bereichs

(1) Eine Zuverlässigkeitsüberprü-
fung kann durchgeführt werden bei
Personen, für die ein privilegierter
Zutritt zu einer besonders gefährde-
ten Veranstaltung in nicht öffentlicher
Trägerschaft beantragt wird. Die Poli-
zeibehörde hört den Hessischen Da-
tenschutzbeauftragten an, wenn eine
Zuverlässigkeitsüberprüfung nach
Satz 1 beabsichtigt ist.

(2) § 13a Abs. 2, 5 und 6 dieses
Gesetzes sowie § 15 des Hessischen
Datenschutzgesetzes gelten entspre-
chend. Die Rückmeldung an einen
Empfänger außerhalb des öffentli-
chen Bereichs beschränkt sich auf die
Auskunft zum Vorliegen von Sicher-
heitsbedenken. Sie darf von diesem
nur für die Entscheidung verarbeitet
werden, ob der überprüften Person
der privilegierte Zutritt gewährt wer-
den soll. Der Empfänger teilt der Poli-
zeibehörde mit, wenn er der Empfeh-
lung nicht folgt. Er hat alle von ihm
für die Zuverlässigkeitsüberprüfung
erhobenen Daten spätestens bei Be-
endigung der Veranstaltung zu lö-
schen.“

3. § 14 Abs. 6 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Polizeibehörden können an öf-
fentlich zugänglichen Orten eine Per-
son, deren Identität nach diesem Ge-
setz oder anderen Rechtsvorschriften
festgestellt werden soll, mittels Bild-
und Tonübertragung kurzfristig tech-
nisch erfassen, offen beobachten und
dies aufzeichnen, wenn dies nach den
Umständen zum Schutz von Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten oder Dritten gegen eine

Gefahr für Leib oder Leben erforder-
lich ist.“

4. In § 14a Abs. 2 Satz 1 wird die Anga-
be „Gesetz vom 6. Juni 2009 (BGBl. I
S. 1226)“ durch „Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)“ er-
setzt.

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Kom-
ma und die Wörter „Gezielte Kon-
trolle“ angefügt.

b) Die Abs. 1 und 2 werden wie folgt
gefasst:

„(1) Die Polizeibehörden kön-
nen die Personalien einer Person
sowie das amtliche Kennzeichen
und sonstige Merkmale des von
ihr benutzten oder eingesetzten
Kraftfahrzeugs im polizeilichen
Fahndungsbestand zur Polizeili-
chen Beobachtung oder zur Ge-
zielten Kontrolle ausschreiben. Po-
lizeilicher Fahndungsbestand im
Sinne von Satz 1 sind die Fahn-
dungsdateien des beim Bundeskri-
minalamt nach den Vorschriften
des Bundeskriminalamtgesetzes
und des beim Hessischen Landes-
kriminalamt nach den Vorschriften
dieses Gesetzes geführten polizei-
lichen Informationssystems. Die
Fahndungsdateien des polizeili-
chen Informationssystems umfas-
sen auch die nach den Vorschrif-
ten des Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommens zulässigen
Ausschreibungen im Schengener
Informationssystem.

(2) Die Ausschreibung ist zuläs-
sig, wenn

1. die Gesamtwürdigung der
Person und ihre bisherigen
Straftaten erwarten lassen,
dass sie auch künftig Strafta-
ten mit erheblicher Bedeu-
tung begehen wird, oder

2. die Voraussetzungen für die
Anordnung einer Observation
(§ 15 Abs. 2 Satz 1 und 2) ge-
geben sind

und tatsächliche Anhaltspunkte
die Annahme rechtfertigen, dass
die aufgrund der Ausschreibung
zur Polizeilichen Beobachtung ge-
meldeten Erkenntnisse, insbeson-
dere über das Antreffen der Per-
son, etwaiger Begleitpersonen, des
Kraftfahrzeugs und dessen Führe-
rin oder Führers, oder aufgrund
der Ausschreibung zur Gezielten
Kontrolle durchgeführten Maß-
nahmen für die Verhütung von
Straftaten mit erheblicher Bedeu-
tung erforderlich sind.“

c) In Abs. 3 werden die Wörter „Per-
son, die unter Polizeilicher Beob-
achtung steht oder“ durch die An-
gabe „nach Abs. 1 ausgeschriebe-
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ne Person oder eine Person, die“
ersetzt.

d) In Abs. 6 werden die Wörter „zur
Polizeilichen Beobachtung“ gestri-
chen.

6. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 5 werden die Wörter „ver-
hüten. Die“ durch „verhüten; die“
ersetzt und das Wort „oder“ am
Ende gestrichen.

b) In Nr. 6 wird der Punkt am Ende
durch das Wort „oder“ ersetzt.

c) Als Nr. 7 wird angefügt:

„7. sich die Person in einem Fahr-
zeug befindet, das zur Geziel-
ten Kontrolle ausgeschrieben
ist.“

7. Dem § 20 wird als Abs. 11 angefügt:

„(11) Die Polizeibehörden zeich-
nen Notrufe und Meldungen über
sonstige Notrufeinrichtungen sowie
den Funkverkehr ihrer Leitstellen
auf. Gefahrenabwehr- und Polizeibe-
hörden können sonstige Telekommu-
nikation aufzeichnen, wenn dies für
ihre Aufgabenerfüllung erforderlich
ist; auf die Aufzeichnung soll hinge-
wiesen werden, soweit dadurch die
Aufgabenerfüllung nicht gefährdet
wird. Soweit erforderlich, können die
Aufzeichnungen

1. zur Abwehr einer Gefahr,

2. zur Strafverfolgung oder

3. zur Dokumentation behördlichen
Handelns

verarbeitet werden. Aufzeichnungen
sind spätestens nach drei Monaten zu
löschen, wenn sie nicht zu einem
Zweck nach Satz 3 verarbeitet wer-
den.“

8. § 36 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „oder“ am
Ende durch ein Komma ersetzt.

b) In Nr. 4 wird der Punkt am Ende
durch das Wort „oder“ ersetzt.

c) Als Nr. 5 wird angefügt:

„5. zur Gezielten Kontrolle nach
§ 17 oder einer vergleichba-
ren Rechtsvorschrift ausge-
schrieben ist.“

9. § 37 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „oder“ am
Ende gestrichen.

b) In Nr. 4 wird der Punkt am Ende
durch das Wort „oder“ ersetzt.

c) Als Nr. 5 wird angefügt:

„5. sie von einer Person mitge-
führt wird, die zur Gezielten
Kontrolle nach § 17 oder einer
vergleichbaren Rechtsvor-
schrift ausgeschrieben ist,
oder es sich um ein derart
ausgeschriebenes Kraftfahr-
zeug handelt; im Falle einer
Ausschreibung des Kraftfahr-

zeugs kann sich die Durchsu-
chung auch auf die in oder an
dem Fahrzeug befindlichen
Sachen erstrecken.“

10. In § 102 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort
„Bundes“ durch die Angabe „Bundes
sowie für Vollzugsbeamtinnen und
Vollzugsbeamte der Zollverwaltung,
denen der Gebrauch von Schusswaf-
fen bei Anwendung des unmittelba-
ren Zwanges nach dem Gesetz über
den unmittelbaren Zwang bei Aus-
übung öffentlicher Gewalt durch
Vollzugsbeamte des Bundes in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 201-5, veröffentlichten
bereinigten Fassung, zuletzt geändert
durch Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474), gestattet ist,“
ersetzt.

Artikel 88)

Änderung des Hessischen
Glücksspielgesetzes

§ 8 des Hessischen Glücksspielgeset-
zes vom 28. Juni 2012 (GVBl. S. 190), ge-
ändert durch Gesetz vom 4. September
2013 (GVBl. S. 539), wird wie folgt geän-
dert:

1. In Abs. 1 werden nach dem Wort
„Zahlenlotterien“ ein Komma und die
Wörter „ausgenommen solche, deren
Überschüsse ausschließlich zur För-
derung des Umwelt- und Naturschut-
zes verwendet werden sollen“ einge-
fügt.

2. In Abs. 3 werden nach dem Wort
„Zwecke“ die Wörter „sowie zur För-
derung des Umwelt- und Naturschut-
zes“ eingefügt.

Artikel 9

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz in Art. 4
die Verwaltungskostenordnung für den
Geschäftsbereich des Ministeriums des
Innern und für Sport und in Art. 5 die
Meldedaten-Übermittlungsverordnung ge-
ändert werden, bleibt die Befugnis der
zuständigen Stellen, diese Rechtsverord-
nungen zu ändern oder aufzuheben, un-
berührt.

Artikel 10

Einschränkung von Grundrechten

Durch Art. 7 Nr. 7 wird das Grundrecht
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses (Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes,
Art. 12 der Verfassung des Landes Hes-
sen) eingeschränkt.
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Artikel 11

Aufhebung des bisherigen Rechts

Das Hessische Meldegesetz in der Fas-
sung vom 10. März 2006 (GVBl. I S. 66)9),
geändert durch Gesetz vom 22. Novem-
ber 2010 (GVBl. I S. 403), wird aufgeho-
ben.

Artikel 12

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. November
2015 in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 28. September 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B e u t h

9) Hebt auf FFN 311-7
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Artikel 1

Änderung des 
Verwaltungsfachhochschulgesetzes

Das Verwaltungsfachhochschulgesetz
vom 12. Juni 1979 (GVBl. I S. 95, 97), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218), wird wie folgt geän-
dert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Anga-
be zum Vierten bis Sechsten Ab-
schnitt wie folgt gefasst:

„VIERTER ABSCHNITT

Studium, Hochschulgrade

§ 21 Studium

§ 22 Hochschulgrade

FÜNFTER ABSCHNITT

Lehrkörper und Bedienstete

§ 23 Hauptberufliche Lehrkräfte

§ 24 Einstellungsvoraussetzungen

§ 25 Stellenbesetzung

§ 26 Lehrbeauftragte

SECHSTER ABSCHNITT

Schlussvorschriften

§ 27 Ausführung des Gesetzes

§ 28 Inkrafttreten,
Außerkrafttreten“

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 und Abs. 3 werden wie
folgt gefasst:

„(2) Die Hessische Hochschule
für Finanzen und Rechtspflege in
Rotenburg a.d. Fulda bildet

1. Anwärter für die Laufbahn
des gehobenen Dienstes der
Steuerverwaltung,

2. Anwärter für den Laufbahn-
zweig Rechtspflegerdienst des
gehobenen Justizdienstes und

3. Aufstiegsbeamte in diesen Be-
reichen

aus.

(3) Die Hessische Hochschule
für Polizei und Verwaltung bildet

1. Anwärter des gehobenen all-
gemeinen Verwaltungsdiens-
tes,

2. Aufstiegsbeamte für diese
Laufbahn und

3. Beamte für den gehobenen
Polizeivollzugsdienst

aus.“

b) In Abs. 4 wird das Wort „Ange-
stellten“ durch „Arbeitnehmern“
ersetzt.

c) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Während der Fachstudien des
Vorbereitungsdienstes werden
die Anwärter des Laufbahn-
zweiges Archivdienst des ge-
hobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienstes von der Archiv-
schule Marburg – Hochschule
für Archivwissenschaft ausge-
bildet.“

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

cc) In dem neuen Satz 4 werden
die Wörter „dieser Fachrich-
tung“ durch „dieses Lauf-
bahnzweiges“ ersetzt.

dd) In dem neuen Satz 7 wird die
Angabe „Abs. 3 Nr. 3“ durch
„Abs. 3 Nr. 2“ ersetzt.

3. In § 2 Abs. 4 werden die Wörter „An-
gestellten vergleichbarer Vergütungs-
gruppen“ durch „Arbeitnehmer ver-
gleichbarer Entgeltgruppen“ ersetzt.

4. § 4 Abs. 2 Satz 4 wird aufgehoben.

5. In § 13 Abs. 1 werden die bisherigen
Nr. 4 bis 9 die Nr. 3 bis 8.

6. § 14 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

7. In § 18 Abs. 1 Nr. 5 werden die Wör-
ter „studierenden Beamten“ durch
das Wort „Studierenden“ ersetzt.

8. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „stu-
dierenden Beamten“ durch das
Wort „Studierenden“ und das
Wort „Semestervertretung“ durch
die Wörter „Vertretung für den
Studienabschnitt“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Semes-
tervertretungen“ durch die Wörter
„Vertretungen für die Studienab-
schnitte“ ersetzt.

9. Die Überschrift des Vierten Ab-
schnitts wird wie folgt gefasst: „Studi-
um, Hochschulgrade“.

10. § 22 wird aufgehoben.

11. Der bisherige § 22a wird § 22.

12. In § 24 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe
„Satz 2“ durch „Satz 1“ ersetzt und
nach der Angabe „Hessischen Hoch-
schulgesetzes“ die Angabe „vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom *) Ändert FFN 70-92

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Verwaltungsfachhochschulgesetzes*)

Vom 28. September 2015
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28. September 2014 (GVBl. S. 218)“
eingefügt.

13. Die bisherigen §§ 27 bis 29 werden
die §§ 25 bis 27.

14. Der bisherige § 30 wird § 28 und wie
folgt gefasst:

„§ 28

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Es tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 2023 außer
Kraft.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember
2015 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 28. September 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B e u t h

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r
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Artikel 1

Das Hessische Umweltinformationsge-
setz vom 14. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 659), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. Dezember 2012 (GVBl. S. 622),
wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Informationspflichtige Stel-
len sind

1. die Behörden des Landes, der
Gemeinden und der Gemein-
deverbände sowie die sonsti-
gen der Aufsicht des Landes
unterstehenden juristischen
Personen des öffentlichen
Rechts; öffentliche Gremien,
die diese Stellen beraten, gel-
ten als Teil der Stelle, die de-
ren Mitglieder beruft,

2. natürliche oder juristische Per-
sonen des Privatrechts, soweit
sie im Zusammenhang mit der
Umwelt öffentliche Aufgaben
wahrnehmen oder öffentliche
Dienstleistungen erbringen,
insbesondere solche der um-
weltbezogenen Daseinsvorsor-
ge, und dabei der Kontrolle ei-
ner oder mehrerer der in Nr. 1
genannten juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts
unterliegen.

Zu den informationspflichtigen
Stellen gehören nicht

1. die obersten Landesbehörden,
soweit und solange sie im Rah-
men der Gesetzgebung tätig
werden, und

2. Gerichte des Landes, soweit sie
nicht Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung wahrneh-
men.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aaa) In Nr. 2 Buchst. c wird

der Punkt durch ein
Komma ersetzt und das
Wort „oder“ angefügt.

bbb) Als Nr. 3 wird angefügt:
„3. mehrere juristische

Personen des öffent-
lichen Rechts zu-
sammen unmittelbar
oder mittelbar über
eine Mehrheit im
Sinne der Nr. 2
Buchst. a bis c verfü-
gen und zumindest
der hälftige Anteil
an dieser Mehrheit
den in Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 genannten ju-
ristischen Personen
des öffentlichen
Rechts zuzuordnen
ist.“

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
2. In § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 wird die An-

gabe „Gesetz vom 28. Juni 2011
(BGBl. I S. 1690)“ durch „Verordnung
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)“
ersetzt.

3. § 11 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe

„9. Juli 2009 (GVBl. I S. 253)“ durch
„13. Dezember 2012 (GVBl. 
S. 622)“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„vom 17. März 1970 (GVBl. I 
S. 225), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 31. Januar 2005 (GVBl. I
S. 54)“ durch „in der Fassung vom
24. März 2013 (GVBl. S. 134)“ er-
setzt.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der

Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 800-57

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Umweltinformationsgesetzes*)

Vom 28. September 2015

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 28. September 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,
L a n d w i r t s c h a f t  u n d
Ve r b r a u c h e r s c h u t z  

H i n z
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Artikel 1

Das Hessische Ausführungsgesetz zum
Abwasserabgabengesetz vom 29. Sep-
tember 2005 (GVBl. I S. 664), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 10. Juni 2011
(GVBl. I S. 292), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„vom 17. März 1970 (GVBl. I 
S. 225), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 31. Januar 2005 (GVBl. I
S. 54)“ durch „in der Fassung vom
24. März 2013 (GVBl. S. 134)“ er-
setzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„Gesetz vom 11. August 2010
(BGBl. I S. 1163)“ durch „Verord-
nung vom 2. September 2014
(BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

2. § 2a wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „Gesetz
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585)“ durch „Verordnung vom
2. September 2014 (BGBl. I 
S. 1474)“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter
„vom Hundert“ durch das
Wort „Prozent“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden nach der
Angabe „23. Juli 2010 (GVBl.
I S. 257)“ ein Komma und die
Angabe „zuletzt geändert
durch Verordnung vom 
18. Juni 2012 (GVBl. S. 172)“
eingefügt.

cc) Satz 4 wird aufgehoben.

c) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Für Einleitungen aus Ab-
wasserbehandlungsanlagen der

1. Größenklassen 1 und 2 nach
Anhang 1 der Abwasserver-
ordnung wird für die Parame-
ter Stickstoff, gesamt, und
Phosphor, gesamt, nur dann
eine Ermäßigung gewährt,
wenn für den Parameter Che-
mischer Sauerstoff eine Ermä-
ßigung des Abgabensatzes
nach § 9 Abs. 5 des Abwas-
serabgabengesetzes zu ge-
währen ist,

2. Größenklasse 3 nach Anhang
1 der Abwasserverordnung
wird für den Parameter

a) Phosphor, gesamt, eine
Ermäßigung nur unter
den Voraussetzungen
der Nr. 1 gewährt,

b) Stickstoff, gesamt, nur
dann eine Ermäßigung
gewährt, wenn die An-
forderungen nach Nr. 1
und zusätzlich diejeni-
gen nach § 9 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 1 und 2 des
Abwasserabgabengeset-
zes für den Parameter
Ammoniumstickstoff ein-
gehalten werden.”

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird nach Satz 1 folgen-
der Satz eingefügt:

„Der Abgabepflichtige hat den
tatsächlichen Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme innerhalb eines Mo-
nats nach Inbetriebnahme der
Wasserbehörde schriftlich anzu-
zeigen.“

b) Als neue Abs. 2 und 3 werden ein-
gefügt:

„(2) Die nach § 10 Abs. 3 Satz 1
des Abwasserabgabengesetzes ge-
forderten Minderungen sind vom
Abgabepflichtigen nachzuweisen.
Dieser Nachweis erfolgt auf der
Grundlage der im Bescheid nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 des Abwasserab-
gabengesetzes festgelegten Jahres-
schmutzwassermenge und Über-
wachungswerte, die vor und nach
der Inbetriebnahme der errichteten
oder erweiterten Abwasserbehand-
lungsanlage einzuhalten sind. Ent-
hält der Bescheid nach § 4 Abs. 1
des Abwasserabgabengesetzes
nicht die in Satz 2 genannten Fest-
legungen, erfolgt der Nachweis
nach Satz 1 durch die Ermittlung
nach § 6 Abs. 1 des Abwasserabga-
bengesetzes. Vor der Inbetriebnah-
me sind die Überwachungswerte
maßgebend, die galten, bevor mit
der Errichtung oder Erweiterung
der Abwasserbehandlungsanlage
begonnen wurde. Nach der Inbe-
triebnahme sind die Überwa-
chungswerte maßgebend, die spä-
testens zwölf Monate nach der In-
betriebnahme nach § 4 Abs. 1 
Satz 2 des Abwasserabgabengeset-
zes festgesetzt sind. Für den Nach-
weis nach Satz 1 in einem zu 
behandelnden Abwasserteilstrom
sind die Frachten vor und nach der 
Inbetriebnahme der errichteten
oder erweiterten Abwasserbehand-
lungsanlage abweichend von 
Satz 2 oder 3 auf der Basis von mit
der Wasserbehörde abzustimmen-
den Messungen vom Abgabe-
pflichtigen auf seine Kosten zu er-
mitteln und durch die Wasserbe-
hörde festzustellen.*) Ändert FFN 85-64

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Drittes Gesetz
zur Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes 

zum Abwasserabgabengesetz*)

Vom 28. September 2015
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(3) Die nach § 10 Abs. 4 des
Abwasserabgabengesetzes gefor-
derte Minderung der Gesamt-
schadstofffracht ist vom Abgabe-
pflichtigen nachzuweisen.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4.

4. § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5

Niederschlagswasser
(zu § 7 Abs. 2 des 

Abwasserabgabengesetzes)

(1) Die Einleitung von Nieder-
schlagswasser aus Mischkanalisatio-
nen ist auf Antrag abgabefrei, wenn
für die an eine Abwasserbehand-
lungsanlage nach Anhang 1 der Ab-
wasserverordnung über die Mischka-
nalisation angeschlossenen Abwas-
seranlagen zur Rückhaltung und zur
Behandlung des Niederschlagswas-
sers (Entlastungsanlagen) ein dem
Stand der Technik entsprechender
Rückhalt der Schmutzfracht in einer
Schmutzfrachtberechnung nachge-
wiesen wird und diese Abwasseranla-
gen den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechen und
ordnungsgemäß betrieben werden.
Die Anforderungen an die Schmutz-
frachtberechnung werden von dem
für den Gewässerschutz zuständigen
Ministerium im Staatsanzeiger für das
Land Hessen bekannt gemacht.

(2) Die Einleitung von Nieder-
schlagswasser aus Trennkanalisatio-
nen ist auf Antrag abgabefrei, wenn
die Abwasseranlage den allgemein
anerkannten Regeln der Technik ent-
spricht und ordnungsgemäß betrie-
ben wird. Von den Anforderungen
nach Satz 1 bleibt die Abgabefreiheit
nach § 10 Abs. 1 Nr. 4 des Abwasser-
abgabengesetzes unberührt.

(3) Die Abgabepflicht für Nieder-
schlagswasser entsteht auf Antrag
des Einleiters nicht für die Dauer von
drei Jahren vor der vorgesehenen In-
betriebnahme von Abwasseranlagen
zum Rückhalt oder zur Behandlung
von Niederschlagswasser, die den all-
gemein anerkannten Regeln der
Technik nach § 60 Abs. 1 Satz 2 des
Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli
2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474), entspre-
chen. Nach der tatsächlichen Inbe-
triebnahme ist deren Zeitpunkt für
die Bestimmung des Dreijahreszeit-
raums nach Satz 1 maßgeblich. Die
tatsächliche Inbetriebnahme ist vom
Abgabepflichtigen binnen eines Mo-
nats der Wasserbehörde schriftlich
anzuzeigen. Ist die Abgabe für den
maßgeblichen Dreijahreszeitraum be-
reits ganz oder teilweise gezahlt, ist
sie zurückzuzahlen. Der Rückzah-
lungsbetrag ist nicht zu verzinsen.

(4) In den Fällen des Abs. 3 Satz 1
entsteht die Abgabepflicht rückwir-
kend, wenn die dort genannten Anla-

gen nicht in Betrieb genommen oder
die allgemein anerkannten Regeln
der Technik nach § 60 Abs. 1 Satz 2
des Wasserhaushaltsgesetzes nach
der Inbetriebnahme nicht eingehalten
werden. Die rückwirkend erhobene
Abgabe ist von Beginn der Rückwir-
kung an entsprechend § 238 der Ab-
gabenordnung in der Fassung vom
1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3869,
2003 I S. 61), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. Juli 2015 (BGBl. I 
S. 1400), zu verzinsen.“

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Im Klammerzusatz nach der Über-
schrift wird die Angabe „§ 4 
Abs. 1, 2“ durch „§ 4 Abs. 1, 4“ er-
setzt.

b) In Abs. 1 Satz 4 werden nach dem
Wort „schriftlicher“ das Wort
„Form“ und die Wörter „auf Ver-
langen auch in“ gestrichen.

c) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Erklärt ein Abwassereinlei-
ter nach § 4 Abs. 5 des Abwasser-
abgabengesetzes gegenüber der
Wasserbehörde, dass er im Veran-
lagungszeitraum während eines
bestimmten Zeitraumes, der nicht
kürzer als drei Monate sein darf,

1. eine geringere als die im Be-
scheid festgelegte Abwasser-
menge einhalten wird, hat er
nachzuweisen, welche anteili-
ge Jahresschmutzwassermen-
ge sich für den Erklärungszeit-
raum daraus ergibt; sind diese
Angaben oder Nachweise un-
richtig oder wird die erklärte
Abwassermenge nicht einge-
halten, gilt § 4 Abs. 5 Satz 6
des Abwasserabgabengeset-
zes,

2. einen niedrigeren Wert als
den im Bescheid festgelegten
Überwachungswert einhalten
wird, hat er Inhalt und Um-
fang seines Messprogramms
der Wasserbehörde vor Be-
ginn des Erklärungszeitraums
zur Zulassung vorzulegen.“

6. Die §§ 7 und 8 werden wie folgt ge-
fasst:

„§ 7

Vorlage von Daten und Unterlagen
(zu den §§ 6 und 11 des 

Abwasserabgabengesetzes)

(1) Ist nach dem Abwasserabga-
bengesetz oder diesem Gesetz eine
Ermittlung der Zahl der Schadeinhei-
ten durch Berechnung oder Schät-
zung vorgesehen, haben die Abgabe-
pflichtigen die hierfür erforderlichen
Daten und Unterlagen spätestens bis
zum 31. März des Folgejahres vorzu-
legen (Abgabeerklärung). Der Nach-
weis über die Einhaltung eines er-
klärten Wertes nach § 4 Abs. 5 des
Abwasserabgabengesetzes nach dem
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behördlich zugelassenen Messpro-
gramm ist bis zu dem im Satz 1 ge-
nannten Termin vorzulegen. Die Was-
serbehörde kann weitere für die Be-
rechnung der Abwasserabgabe not-
wendige Daten und Unterlagen vom
Abgabepflichtigen anfordern. Die
Wasserbehörde kann für die Prüfung
von Angaben des Abgabepflichtigen
die Vorlage von Sachverständigen-
gutachten verlangen.

(2) Für Abgabeerklärungen sind
die amtlich vorgeschriebenen Vordru-
cke zu verwenden. Diese werden von
dem für den Gewässerschutz zustän-
digen Ministerium im Internet einge-
stellt; auf die Einstellung und deren
Fundstelle ist im Staatsanzeiger für
das Land Hessen hinzuweisen.

(3) Für jede Abwasserbehand-
lungsanlage, in der das Abwasser
mindestens nach den Anforderungen
des Anhangs 1 der Abwasserverord-
nung zu behandeln ist, einschließlich
der daran angeschlossenen Abwas-
seranlagen und deren Einleitungen
sowie für Kleineinleitungen nach § 8
in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Satz 2
des Abwasserabgabengesetzes ist der
Wasserbehörde eine eigenständige
Abgabeerklärung vorzulegen. Die er-
forderlichen Daten und Unterlagen
zu Abwasseranlagen zur Ableitung
und Behandlung von Niederschlags-
wasser aus einer Trennkanalisation
und zu deren Einleitungen sind in der
Abgabeerklärung nach Satz 1 für die
Abwasserbehandlungsanlage vorzu-
legen, der die in dieser Trennkanali-
sation anfallenden Schmutzwässer
zugeführt werden.

(4) Die Vorlage einer Abgabeer-
klärung für die Einleitung von
Schmutzwasser aus einer Abwasser-
behandlungsanlage, die nicht dem
Anhang 1 der Abwasserverordnung
unterliegt, ist abweichend von Abs. 1
Satz 1 in Abstimmung mit der Was-
serbehörde nicht erforderlich, soweit
die für die Ermittlung der Zahl der
Schadeinheiten erforderlichen Daten
und Unterlagen der Wasserbehörde
bereits vorliegen oder aufgrund ande-
rer Rechtsvorschriften zu dem nach
Abs. 1 Satz 1 genannten Termin vor-
gelegt werden. § 11 Abs. 2 Satz 1 des
Abwasserabgabengesetzes bleibt
hiervon unberührt.

(5) Sofern nach dem Abwasserab-
gabengesetz oder diesem Gesetz eine
Erklärung über Einwohnerzahlen
oder Flächengrößen abzugeben ist,
sind die Verhältnisse am 30. Juni des
Veranlagungsjahres maßgebend.

§ 8

Pauschalierung bei Kleineinleitungen
(zu § 8 des 

Abwasserabgabengesetzes)

(1) Bei der Ermittlung der Zahl der
Schadeinheiten für Kleineinleitungen

nach § 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwasser-
abgabengesetzes bleiben die Ein-
wohner unberücksichtigt, deren

1. gesamtes Schmutzwasser in einer
Abwasserbehandlungsanlage be-
handelt wird, die mindestens den
allgemein anerkannten Regeln der
Technik entspricht; die ordnungs-
gemäße Schlammbeseitigung
muss durch die Gemeinde, in der
das Abwasser anfällt, sicherge-
stellt sein,

2. Abwasser in land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieben oder Gärt-
nereibetrieben anfällt und unter
Beachtung der abfall- und boden-
schutzrechtlichen Bestimmungen
sowie der Belange des Grundwas-
serschutzes und der sonstigen
wasserwirtschaftlichen Anforde-
rungen im Rahmen einer ord-
nungsgemäßen land-, forstwirt-
schaftlichen oder gärtnerischen
Nutzung Verwendung findet.

(2) Der für Kleineinleitungen nach
§ 1 Abgabepflichtige hat in der Abga-
beerklärung nach § 7 Abs. 1 Satz 1
anzugeben, wie viele

1. Einwohner in seinem Entsor-
gungsgebiet insgesamt ihr Abwas-
ser in Kleinkläranlagen behandeln
und über Kleineinleitungen nach 
§ 8 in Verbindung mit § 9 Abs. 2
Satz 2 des Abwasserabgabenge-
setzes entsorgen und

2. der Einwohner nach Nr. 1 ihr Ab-
wasser über Kleinkläranlagen ent-
sorgen, die mindestens den allge-
mein anerkannten Regeln der
Technik entsprechen.“

7. In § 9 Satz 1 werden nach der Anga-
be „(GVBl. I S. 548)“ ein Komma und
die Angabe „zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. September 2015
(GVBl. S. 338),“ eingefügt.

8. In § 10 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„§ 5 Abs. 2“ durch „§ 5 Abs. 3 und 4“
ersetzt.

9. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „17. De-
zember 2007 (GVBl. I S. 908)“
durch „26. Juni 2013 (GVBl. 
S. 447)“ ersetzt.

b) In Abs. 4 werden die Wörter „vom
Hundert“ durch das Wort „Pro-
zent“ ersetzt.

10. In § 17 Satz 2 werden die Wörter
„vom Hundert“ durch das Wort „Pro-
zent“ ersetzt.

11. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 2 wird nach der An-
gabe „§ 7 Abs. 1“ die Angabe
„und § 8 Abs. 2“ eingefügt.

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Zuständige Verwaltungs-
behörde für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten ist die für den Vollzug der ver-
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letzten Vorschrift zuständige Be-
hörde; dies gilt auch für die Verfol-
gung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 15 des
Abwasserabgabengesetzes.“

12. In § 21 Satz 2 wird die Angabe
„2015“ durch „2020“ ersetzt.

Artikel 2

Die für den Gewässerschutz zuständi-
ge Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister wird ermächtigt, das Hessische

Ausführungsgesetz zum Abwasserabga-
bengesetz in der sich aus diesem Gesetz
ergebenden Fassung in neuer Paragra-
fenfolge und mit neuem Datum bekannt
zu machen und dabei Unstimmigkeiten
des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 3

Artikel 1 Nr. 12 tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt die-
ses Gesetz am 1. Januar 2016 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 28. September 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,
L a n d w i r t s c h a f t  u n d
Ve r b r a u c h e r s c h u t z  

H i n z
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Artikel 11)

Änderung des Hessischen Kinder- und
Jugendhilfegesetzbuches

Das Hessische Kinder- und Jugendhil-
fegesetzbuch vom 18. Dezember 2006
(GVBl. I S. 698), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 15. Oktober 2014 (GVBl. 
S. 241), wird wie folgt geändert:

1. In § 27 Abs. 5 werden nach der Anga-
be „(GVBl. I S. 369)“ ein Komma und
die Angabe „geändert durch Verord-
nung vom 21. November 2014 (GVBl.
S. 300),“ eingefügt.

2. § 32 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Zur Unterstützung der gemein-
samen Bildung, Erziehung und Betreu-
ung von Kindern mit und ohne Behinde-
rung bis zum Schuleintritt in einer Ta-
geseinrichtung wird für jedes Kind mit
Behinderung, für das der Bescheid des
zuständigen Sozialhilfeträgers über die
Gewährung der Maßnahmepauschale
nach der Vereinbarung zur Integration
von Kindern mit Behinderung vom voll-
endeten ersten Lebensjahr bis Schulein-
tritt in Tageseinrichtungen für Kinder
vom 1. August 2014 in der jeweils gel-
tenden Fassung vorliegt, eine Pauschale
in Höhe von bis zu 2 340 Euro zuzüglich
eines Betrages von bis zu

1. 1 200 Euro bei bis zu 25 Stunden,

2. 1 680 Euro bei mehr als 25 bis zu 
35 Stunden und

3. 2 160 Euro bei mehr als 35 Stunden

wöchentlicher Betreuungszeit ge-
währt.“

3. In § 39 Abs. 1 Satz 1 werden nach der
Angabe „(GVBl. S. 190)“ ein Komma
und die Angabe „geändert durch Ge-
setz vom 4. September 2013 (GVBl. 
S. 539)“ eingefügt.

Artikel 22)

Änderung des
Kindergesundheitsschutz-Gesetzes

Das Kindergesundheitsschutz-Gesetz
vom 14. Dezember 2007 (GVBl. I S. 856),
geändert durch Gesetz vom 7. September
2012 (GVBl. S. 275), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 1 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2477, 2482), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. Juli 2012 (BGBl. I 
S. 1613),“ gestrichen und werden nach
der Angabe „(BGBl. I S. 2529, 3672)“
ein Komma und die Angabe „geändert
durch Gesetz vom 7. August 2013
(BGBl. I S. 3154),“ eingefügt.

2. In § 2 wird die Angabe „Gesetz vom
28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1622)“ durch
„Verordnung vom 31. August 2015
(BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 werden folgende Sätze
angefügt:

„Zur Vermeidung von Fehlmeldun-
gen ist das Hessische Kindervorsor-
gezentrum zuvor berechtigt, sich bei
der bisher behandelnden Ärztin oder
dem bisher behandelnden Arzt des
jeweiligen Kindes zu informieren, ob
die entsprechende Früherkennungs-
untersuchung bei ihr oder bei ihm
zwischenzeitlich durchgeführt wur-
de. Die bisher behandelnde Ärztin
oder der bisher behandelnde Arzt ist
verpflichtet, dem Hessischen Kinder-
vorsorgezentrum dies unverzüglich
mitzuteilen.“

b) In Abs. 8 wird das Wort „Meldeda-
tenübermittlungsverordnung“ durch
„Meldedaten-Übermittlungsverord-
nung“ ersetzt und werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 427),“ das Wort
„zuletzt“ eingefügt und die Angabe
„14. Dezember 2007 (GVBl. I 
S. 856)“ durch „27. September 2012
(GVBl. S. 299)“ ersetzt.

4. § 5 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die zur Wiederherstellung des Perso-
nenbezugs erforderlichen Zuordnungs-
regeln sind getrennt bei der Landes-
ärztekammer Hessen als Treuhandstel-
le zu verwahren.“

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend hier-
von tritt Art. 2 Nr. 4 am 1. Januar 2016 in
Kraft.

1) Ändert FFN 34-56
2) Ändert FFN 351-80

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches

und des Kindergesundheitsschutz-Gesetzes*)

Vom 28. September 2015

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 28. September 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n  

G r ü t t n e r
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Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in
der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl.
I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. Mai 2015 (BGBl. I S. 706), verord-
net die Landesregierung:

Artikel 11)

Änderung der Verordnung über
Zuständigkeiten für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im
Geschäftsbereich des Ministeriums des

Innern und für Sport

§ 1 Abs. 2 der Verordnung über Zu-
ständigkeiten für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im
Geschäftsbereich des Ministeriums des
Innern und für Sport vom 6. September
2007 (GVBl. I S. 571), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. November
2012 (GVBl. S. 410), wird wie folgt geän-
dert:

1. In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch
ein Komma ersetzt.

2. Als Nr. 4 wird angefügt:

„4. § 84 des Bundesleistungsgesetzes
in der im Bundesgesetzblatt Teil
III, Gliederungsnummer 54-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung,

zuletzt geändert durch Gesetz vom
11. August 2009 (BGBl. I S. 2723),
ist die Anforderungsbehörde; § 84
Abs. 5 des Bundesleistungsgeset-
zes bleibt unberührt.“

Artikel 22)

Änderung der Verordnung über
die zuständigen Behörden nach dem
Unterhaltssicherungsgesetz und dem

Bundesleistungsgesetz

Die Verordnung über die zuständigen
Behörden nach dem Unterhaltssiche-
rungsgesetz und dem Bundesleistungsge-
setz vom 19. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 717), geändert durch Verordnung vom
7. November 2011 (GVBl. I S. 702), wird
wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Worte
„und dem Bundesleistungsgesetz“ ge-
strichen.

2. § 2 wird aufgehoben.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2016 in Kraft.

1) Ändert FFN 310-106
2) Ändert FFN 314-19

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Geschäftsbereich des Ministeriums

des Innern und für Sport und der Verordnung über die zuständigen Behörden
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz und dem Bundesleistungsgesetz

Vom 26. September 2015

Wiesbaden, den 26. September 2015

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B e u t h
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